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(2) Unbeschadet seiner Rechtsvorschriften über die Ein­
reise und den Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet bzw. die 
Auslieferung und die Ausweisung aus seinem Hoheitsgebiet 
gewährt ein Partnerstaat, in dessen Hoheitsgebiet eine Per­
son gemäß Artikel 8 Absatz 1 abgesetzt oder gemäß Arti­
kel 9 Absatz 1 übergeben wurde oder von Bord gegangen 
und verdächtig ist, eine in Artikel 11 Absatz 1 erwähnte 
Handlung begangen zu haben, dieser Person eine Behand­
lung, die für ihren Schutz und ihre Sicherheit nicht weniger 
günstig ist als diejenige, die Staatsbürgern dieses Partner­
staates unter ähnlichen Umständen gewährt wird.

K a p i t e l  VI 

Sonstige Bestimmungen

Artikel 16

(1) Die an Bord eines in einem Partnerstaat eingetragenen 
Luftfahrzeugs begangenen strafbaren Handlungen werden 
für die Zwecke der Auslieferung so behandelt, als seien sie 
nicht nur an dem Ort, an dem sie sich ereignet haben, son­
dern auch im Hoheitsgebiet des Staates begangen worden, 
in dem das Luftfahrzeug eingetragen ist.

(2) Unbeschadet des vorstehenden Absatzes sind Bestim­
mungen dieser Konvention nicht so auszulegen, daß sie eine 
Verpflichtung zur Auslieferung begründen.

Artikel 17

Die Partnerstaaten haben bei den Maßnahmen zur Unter­
suchung oder Festnahme oder bei der sonstigen Ausübung 
ihrer Gerichtsbarkeit im Zusammenhang mit einer an Bord 
eines Luftfahrzeugs begangenen strafbaren Handlung die 
Sicherheit und andere Interessen der Luftfahrt gebührend 
zu berücksichtigen und so vorzugehen, daß ein unnötiges 
Aufhalten des Luftfahrzeugs, der Fluggäste, der Besatzung 
oder der Ladung vermieden wird.

Artikel 18

Bilden Partnerstaaten gemeinsame Betriebsorganisationen 
für den Luftverkehr oder internationale Betriebsstellen, die 
in keinem bestimmten Staat eingetragene Luftfahrzeuge 
einsetzen, so bezeichnen diese Staaten je nach Lage des Fal­
les einen von ihnen, der für die Zwecke dieser Konvention 
als Eintragungsstaat gilt; sie zeigen dies der Internationalen 
Zivilluftfahrtorganisation an, die allen Partnerstaaten die­
ser Konvention davon Kenntnis gibt.

K a p i t e l  V I I  

Schiaßbestimmungen

Artikel 19

Diese Konvention steht bis zum Zeitpunkt ihres Inkraft­
tretens nach Artikel 21 für jeden Staat zur Unterzeichnung 
offen, der zu diesem Zeitpunkt Mitglied der Vereinten Na­
tionen oder einer der Spezialorganisationen ist.

Artikel 20

(1) . Diese Konvention bedarf der Ratifikation durch die 
Unterzeichnerstaaten gemäß ihren verfassungsmäßigen Ver­
fahren.

(2) Die Ratifikationsurkunden werden bei der Internatio­
nalen Zivilluftfahrtorganisation hinterlegt.

Artikel 21

(1) Diese Konvention tritt, sobald zwölf Unterzeichner­
staaten ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt haben, zwi­
schen diesen Staaten am neunzigsten Tag nach Hinterlegung 
der zwölften Ratifikationsurkunde in Kraft. Für jeden 
Staat, der sie später ratifiziert, tritt sie am neunzigsten Tag 
nach Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde in Kraft.

(2) Die Internationale Zivilluftfahrtorganisation läßt diese 
Konvention nach ihrem Inkrafttreten beim Generalsekretär 
der Vereinten Nationen registrieren.

Artikel 22

(1) Diese Konvention steht nach ihrem Inkrafttreten für 
jeden Mitgliedstaat der Vereinten Nationen oder einer der 
Spezialorganisationen zum Beitritt offen.

(2) Der Beitritt eines Staates erfolgt durch Hinterlegung 
einer Beitrittsurkunde bei der Internationalen Zivilluft­
fahrtorganisation und wird am neunzigsten Tag nach dieser 
Hinterlegung wirksam.

Artikel 23

(1) Jeder Vertragsstaat kann diese Konvention durch eine 
an die Internationale Zivilluftfahrtorganisation gerichtete 
Mitteilung kündigen.

(2) Die Kündigung wird sechs Monate nach Eingang der 
Mitteilung bei der Internationalen Zivilluftfahrtorganisa­
tion wirksam.

Artikel 24

(1) Jeder Streitfall zwischen zwei oder mehr Partnerstaa­
ten über die Auslegung oder Anwendung dieser Konven­
tion, der nicht durch Verhandlungen beigelegt werden kann, 
wird auf Verlangen eines dieser Staaten einem Schiedsver­
fahren unterworfen. Können sich die Partner innerhalb von 
sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsver­
fahren verlangt worden ist, über seine Ausgestaltung nicht 
einigen, so kann jeder dieser Partner den Streitfall dem 
Internationalen Gerichtshof durch Antrag entsprechend sei­
nem Statut unterbreiten.

(2) Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung oder der 
Ratifikation der Konvention oder dem Beitritt zu dieser er­
klären, daß er sich durch den vorstehenden Absatz nicht als 
gebunden betrachtet. Die anderen Partnerstaaten sind ge­
genüber einem Partnerstaat, der einen solchen Vorbehalt 
erklärt hat, durch den vorstehenden Absatz nicht gebunden.

(3) Jeder Partnerstaat, der einen Vorbehalt gemäß dem 
vorstehenden Absatz erklärt hat, kann diesen Vorbehalt je­
derzeit durch eine an die Internationale Zivilluftfahrtorga­
nisation gerichtete Mitteilung zurückziehen.

Artikel 25

Mit Ausnahme des in Artikel 24 vorgesehenen Falles sind 
Vorbehalte zu dieser Konvention nicht zulässig.

Artikel 26

Die Internationale Zivilluftfahrtorganisation teilt allen 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen oder einer der Spe­
zialorganisationen mit:

a) jede Unterzeichnung dieser Konvention und das je­
weilige Datum;

b) die Hinterlegung jeder Ratifikations- oder Beitritts­
urkunde und das jeweilige Datum;

c) das Datum des Inkrafttretens der Konvention gemäß 
Artikel 21 Absatz 1;


